
Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin 

Ministerium für Schule und Bildung NRW, 40190 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden des 
Ausschusses für Schule und Bildung 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 

• Herrn Florian Braun MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Bericht zum Thema "Schutz von Schülerinnen und Schülern vor 
sexualisierter Gewalt in Schulen" 
Bitte der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 9. September 2026 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

beigefügt . übersende ich den Bericht zum Thema „Schutz von 
Schülerinnen und Schülern vor sexualisierter Gewalt in Schulen" für die 
Sitzung des Ausschusses für Schule und Bildung am 9. September 2026. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des 
Ausschusses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten 
würden. 

Mit freundlichen Grüßen 

ll 
. '( . September 2026 
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

"Schutz von Schülerinnen und Schülern vor 
sexualisierter Gewalt in Schulen" 

Bitte der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht der 
Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und 

Bildung am 9. September 2026 

Die Schulen in Nordrhein-Westfalen sollen Orte sein, an denen 
Schülerinnen und Schüler sich sicher fühlen. Lehrkräfte haben bei ihrem 
pädagogischen Handeln für ein gesundes Lehrer~Schüler-Verhältnis zu 
sorgen und die Balance zwischen Nähe und Distanz einzuhalten . Es gibt 

. keinen Platz für Gewalt und sexuell übergriffiges Verhalten . 

Darstellung der Datenlage nach polizeilicher Kriminalstatistik 

Zunächst ist es wichtig, die Fälle sexueller Gewalt an Schulen in 
Nordrhein-Westfalen aufzuschlüsseln. 

Datenquelle für die Beantwortung von Fragen zur 
Kriminalitätsentwicklung ist die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS). Sie 
wird nach bundeseinheitlich festgelegten Richtlinien erstellt. Die 
Erfassung erfolgt nach Abschluss aller kriminalpolizeilichen Ermittlungen 
mit Abgabe an die Staatsanwaltschaft (sogenannte Ausgangsstatistik) 
und führt zu einem zeitlichen Versatz zwischen Bekanntwerden der 
Straftat und der statistischen Erfassung. 

Die Zahlen basieren auf einer Sonderauswertung, in welcher mehrere 
Auswertemöglichkeiten der PKS miteinander kombiniert wurden. 
Missbrauchsfälle an Schulen in Nordrhein-Westfalen wurden mittels 
unterschiedlicher Parameter ausgewertet, um möglichst aussagekräftige 
Ergebnisse zu erzielen. 

Detaillierte Auswertungen zu der Tatörtlichkeit „Schule" sind erst ab dem 
Jahr 2018 möglich. Insofern beziehen sich die nachfolgenden 
Auswertungen auf den Zeitraum von 2018 bis 2025. Die Tatörtlichkeit 
„Schule" betrifft ausschließlich den Raum und ist bei allen Straftaten zu 
erfassen, die innerhalb eines Schulgebäudes, dem umfriedeten Gelände 
einer Schule oder im unmittelbaren Umfeld einer Schule begangen 
wurden. Hierzu gehören auch Straftaten, die von schulfremden Personen 
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auf einem Schulgelände außerhalb von Schulzeiten begangen werden. 
Die Tatörtlichkeit Schule umfasst alle öffentlichen und privaten Schulen 
im Rahmen der Schulerfüllungspflicht oder bis zur 13. Klasse, 
insbesondere auch Förder- und Berufsschulen. 

Für die T~törtlichkeit „Schule" wurde die Anzahl der aufgeklärten Fälle 
von „Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung §§ 174, 174a, 
174b, 174c, 177, 178, 1-84i, 184j StGB" und „Sexuellem Missbrauch 
§§ 176 - 176e, 182, 183, 183a StGB" unter Beteiligung von mindestens 
einer tatverdächtigen Person ab 21 Jahren Und mit der Opferspezifik 
„Schüler" und der räumlich-sozialen Opfer-Tatverdächtigen-Beziehung 
,,Erziehungs-/Betreuungsverhältnis im Bildungswesen" ausgewertet. 

Eine gesonderte Erfassung der Tatverdächtigen nach Berufen (z. B. 
Lehrer/-in) erfolgt in der PKS nicht. 

Die Anzahl von Straftaten an der Tatörtlichkeit „Schule" in Nordrhein­
Westfalen - gemäß oben genannter Auswerteparameter - bitte ich, der 
nachfolgenden Tabelle zu entnehmen: 

Berichtsjahr Fälle 
2018 7 
2019 . 5 
2020 8 
2021 6 
2022 17 
2023 16 
2024 14 
2025 16 

Nachdem die Fallzahlen von 2018 bis 2021 im mittleren einstelligen 
. Bereich lagen, stieg die Anzahl im Jahr 2022 - bei insgesamt geringen 
Fallzahlen - deutlich an und bleibt seither relativ konstant im niedrigen 
zweistelligen Bereich . 
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Die Anzahl der „Opfer insgesamt" an der Tatörtlichkeit „Schule" gemäß 
o.g. Auswerteparameter bitte ich, der nachfolgenden Tabelle zu 
entnehmen: 

Berichtsjahr Opfer 
2018 7 
2019 6 
2020 21 
2021 6 
2022 28 
2023 26 
2024 27 
2025 24 

Von den insgesamt 145 erfassten Opfern im Zeitraum von 2018 bis 2025 
waren rund 86 Prozent weiblich und rund 14 Prozent männlich. Etwas 
weniger als die Hälfte der Opfer (43 ,5 Prozent) war zwischen 14 und 18 
Jahre, rund 35 Prozent zwischen 10 und 14 Jahre und etwa 19 Prozent 
unter 10 Jahre alt. 

Die Anzahl der Tatverdächtigen an der Tatörtlichkeit „Schule" gemäß o.g. 
Auswerteparameter bitte ich, der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen: 

Berichtsjahr Tatverdächtige 
2018 5 
2019 5 
2020 8 
2021 6 
2022 14 
2023 15 
2024 14 
2025 16 

Von den insgesamt 83 erfassten Tatverdächtigen im Zeitraum von 2018 
bis 2025 waren fast alle männlich (ca. 96 Prozent) . Mehr als zwei Drittel 
(ca. 70 Prozent) der Tatverdächtigen war älter als 40 Jahre, rund 22 
Prozent zwischen 30 und 40 und etwa 7 Prozent unter 30 Jahre alt. 

Dienstrechtlicher Umgang mit Distanzunterschreitungen von Lehrkräften 

Jedem Verdacht von sexualisierter Gewalt bzw. 
Distanzunterschreitungen von Lehrkräften gegenüber Schülerinnen uno 
Schülern Wird konsequent nachgegangen. 
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Bei verbeamteten Lehrkräften wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet, 
wenn ein entsprechender zureichender Anfangsverdacht im Sinne des § 
17 Abs. 1 des Landesdisziplinargesetzes NRW vorliegt. Diese 
Verfahren werden von den Bezirksregierungen durchgeführt. Bei 
tarifbeschäftigten Lehrkräften • werden ebenfalls von den 
Bezirksregierungen arbeitsrechtliche Maßnahmen eingeleitet. • 

Je nach Umständen des konkreten Falls können die in Verdacht 
stehenden Lehrkräfte suspendiert bzw. von der Arbeit freigestellt werden. 
Eine einmal erfolgte Suspendierung wird in der Regel erst dann 
aufgehoben, wenn der im Raum stehende Vorwurf entkräftet oder das 
eingeleitete Disziplinarverfahren abgeschlossen ist. 

Das von der Rechtsprechung aus der allgemeinen 
Wohlverhaltenspflicht abgeleitete - sogenannte „Distanzgebot" betrifft 
den Kernbereich der pädagogischen Pflichten. Lehrkräfte haben im 
Rahmen des Bildungs- und Erziehungsauftrags auch Verantwortung für 
eine ungestörte Persönlichkeitsentwicklung ihrer Schülerinnen und 
Schüler. Sie dürfen sich daher auf keinen Fall in einer Weise verhalten, 
die geeignet ist, die seelische Entwicklung der ihnen bzw. ihrer Schule 
anvertrauten Kinder und Jugendlichen zu beeinträchtigen. Dabei umfasst 
das sogenannte Distanzgebot die beamtenrechtliche Pflicht von 
Lehrkräften, im Verhältnis zu Schülerinnen und Schülern eine 
professionelle, auf Schutz und Respekt ausgerichtete Distanz zu wahren 
und jede Form unangemessener persönlicher Nähe zu vermeiden. Auch 
verbal unangemessene Verhaltensweisen können bereits eine 
Verletzung des Distanzgebots und damit ein Dienstvergehen darstellen. 
In Bezug auf das Amt einer Lehrkraft verlangt-die Wohlverhaltenspflicht 
vor allem auch die Einhaltung strikter körperlicher Distanz zu den 
Schülerinnen und Schülern. Dabei ist diese Grenze überschritten, weit 
bevor strafrechtlich erhebliche sexuelle Übergriffe oder gar sexueller 
Missbrauch zur Diskussion stehen. Bereits Berührungen ohne sexuelle 
Motivation können ein Dienstvergehen begründen. Eine Lehrkraft, die 
sich sexueller Übergriffe schuldig macht oder sexuelle Handlungen 
zwischen ihr und einer Schülerin bzw. einem Schüler zulässt, verletzt die 
Dienstpflichten in erheblicher Weise und begeht ein schweres 
Dienstvergehen. 

In solchen Fällen kann das eingeleitete Disziplinarverfahren mit dem Ziel 
der Entfernung der betroffenen verbeamteten Lehrkraft aus dem Dienst 
geführt werden. Arbeitsrechtlich ist vergleichbar eine außerordentliche 
Kündigung möglich . Lehrkräfte, die mit Schülerinnen oder Schülern eine 
körperliche Beziehung eingehen, müssen damit rechnen, aus dem 
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Dienst entfernt zu werden und können damit weder an der gleichen noch 
an einer anderen Schule eingesetzt werden . 

Die Allgemeine Dienstordnung für Lehrerinnen und Lehrer, 
Schulleiterinnen und Schulleiter an öffentlichen Schulen (ADO) gibt in § 
29 Abs. 3 ADO vor, dass die Schulleiterin oder der Schulleiter die 
dienstaufsichtlich zuständige Schulaufsichtsbehörde unverzüglich über 
tatsächliche Anhaltspunkte zu informieren hat, die auf einen sexuellen 
Missbrauch durch eine Lehrerin oder einen Lehrer hindeuten. 

landesweit sind im Geschäftsbereich des Ministeriums für Schule und 
Bildung im Jahr 2025 insgesamt 54 Disziplinarverfahren im 
Zusammenhang mit Distanzunterschreitungen unterschiedlichster Art 
sowie 20 weitere Verfahren, die aufgrund des Vorwurfs von Handlungen 
im Zusammenhang mit kinder- oder jugendpornographischen Inhalten 
eingeleitet wurden, anhängig gewesen (Stand Januar 2026). 

Disziplinarverfahren können aufgrund ihrer Zielsetzung im Rahmen von 
Aufarbeitungsprozessen eine grundsätzlich wichtige, inhaltlich jedoch 
nur begrenzte Rolle spielen. Kernfunktionen des Disziplinarrechts sind 
die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit und Integrität des 
Beamtentums sowie die Erziehungsfunktion unter dem Aspekt der 
Spezialprävention sowie ein sogenannter „Abschreckungszweck" mit 
Blick auf eine Generalprävention. Es ist nicht Zweck des 
Disziplinarrechts, eine Beamtin oder einen Beamten für begangenes 
.Unrecht zu strafen, sondern sie oder ihn entweder im Rahmen eines 
weiter bestehenden Dienstverhältnisses erzieherisch zu einer besseren 
künftigen Pflichterfüllung anzuhalten, oder dieses· gegebenenfalls dann 
zu beenden, wenn die Beamtin oder der Beamte durch eigene Schuld für 
den Dienstherrn _ untragbar geworden ist. Daneben kommt dem 
Disziplinarrecht auch eine Schutzfunktion zugunsten der Beamtinnen 
und Beamten zu, die auf der Grundlage der hergebrachten Grundsätze 
des Berufsbeamtentums im Sinne des Artikels 33 Abs. 5 GG nur bei 
Nachweis eines schweren Dienstvergehens aus dem Beamtenverhältnis 
entfernt werden dürfen und denen auch ansonsten durch Ausgestaltung 
sowohl des behördlichen als auch c;les gerichtlichen 
Disziplinarverfahrens ein hohes Maß an verfahrensrechtlichen Garantien 
zuteilwird (vgl. Gansen in: Disziplinarrecht in Bund und Ländern, 
01.01 .2014, Werkstand: 01.04.2026, Einleitung, Rz. 1), wie 
beispielsweise das gesetzlich vorgesehene grundsätzliche Teilnahme­
und Fragerecht der Beamtinnen und Beamten bei Beweiserhebungen 
nach § 24 Abs. 3 des Landesdisziplinargesetzes NRW (LOG NRW). 
Gleichwohl werden die Ermittlungen durch die Bezirksregierungen im 
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Rahmen der Möglichkeiten der gesetzlichen Maßgaben des LOG 
. umsichtig im Sinne des Opferschutzes ausgestaltet. 

Prävention von sexualisierter Gewalt 

Zur Verhinderung von sexualisierter Gewalt oder sexuellen Übergriffen 
sind der Landesregierung Maßnahmen zur Prävention und Achtsamkeit 
in der Schule von besonderer Bedeutung. Seit Inkrafttreten der 
gesetzlichen Verpflichtung im Jahr 2022, Schutzkonzepte gegen Gewalt 
und sexuellen Missbrauch zu erstellen (§ 42 Abs. 6 .Schulgesetz), haben 
die Schulen entweder ihre bereits bestehenden Konzepte überarbeitet, 
ergänzt oder Schutzkonzepte ganz neu verfasst. 

Schulische Schutzkonzepte sollen nicht nur Missbrauch in der Schule 
verhindern, sondern auch dafür sorgen, dass Schülerinnen und Schüler, 
die andernorts sexualisierte Gewalt sowie andere Formen von Gewalt 
erleiden, in der Schule kompetente, verstehende und helfende 
Ansprechpersonen finden . Die Umsetzung von Schutzkonzepten an 
Schulen entspricht einem kontinuierlichen Schulentwicklungsprozess, 
der in den schulischen Qualitätsrahmen einzubinden ist und in dem 
unterstützende Strukturen zur Verfügung gestellt werden. 

Die Überprüfung der Einhaltung der Verpflichtung zur Erstellung von 
Schutzkonzepten wird durch die obere Schulaufsicht in den 
Bezirksregierungen wahrgenommen. Die Landesregierung steht hierzu 
mit den Bezirksregierungen in einem engen Austausch. In allen 
Bezirksregierungen sind im Bereich der Schulpsychologie und der 
regionalen Krisenkoordination die Erstellung und Evaluation der 
Schutzkonzepte und die Beteiligung der Schulen regelmäßig Thema in 
Leitungsdienstbesprechungen und in den Regionalkonferenzen Krise. 
Inhaltlich von. der Schulaufsicht gesetzte Schwerpunkte entsprechen 
dem Leitfaden der Kultusministerkonferenz. 

Bereits vor Beginn der gesetzlichen Verpflichtung hatten sich viele 
Schulen auf den Weg gemacht, Schutzkonzepte zu erstellen und diese 
an ihrer Schule umzusetzen. Mit der Veröffentlichung des neuen 
Notfallordners und des Krisenpräventionshandbuchs im Frühjahr 2023 
hat die Landesregierung den Schulen zusätzliches umfangreiches 
Material zur Gewaltprävention und für den Kinderschutz zur Verfügung 

--- gestellt, das auch konkrete Hinweise zur Schutzkonzepterstellung 
beinhaltet. Darüber hinaus hat die Kultusministerkonferenz im Frühjahr 
2023 den Leitfaden „Kinderschutz in der Schule" veröffentlicht, an 
dessen Erstellung auch ein Vertreter des Ministeriums für Schule und 
Bildung in Nordrhein-Westfalen beteiligt war. Dieser Leitfaden gibt den 
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Schulen konkrete Hilfen bei der Prozessgestaltung zur Erstellung von 
Schutzkonzepten und beinhaltet zusätzlich umfangreiche Materialien, die 
für ein Schutzkonzept essentiell sind. 

Die von der Landesregierung und der Kultusministerkonferenz 
veröffentlichten Materialien geben ein einheitliches · Vorgehen bei der 
Schutzkonzepterstellung vor. 

Wesentliche Merkmale für ein Schutzkonzept sind dabei: 

► die Potentialanalyse (keine Schule fängt bei null an, was gibt es 
bereits an der Schule, was kann in einem Schutzkonzept 
zusammengeführt werden?), 

► die Risikoanalyse (welche Bereiche sind besonders in den Blick 
zu nehmen, wie beispielsweise der Sportunterricht, 
Hilfestellungen bei Übungen und körperlichem Kontakt, 
Umkleideräume etc.; schlecht einsehbare Räume in der Schule, 
Verhaltenskodex von Lehrkräften) sowie 

► die Partizipation von Schülerinnen und Schülern sowie von 
Elternvertretungen, um unter anderem auch 
Gefährdungshotspots oder Gefährdungssituationen aus Sicht der 
Schülerinnen und Schüler wahrzunehmen. 

Die Möglichkeit der Partizipation gilt insbesondere auch für die 
Schülerinnen und Schüler, die durch ihre Mitarbeit in den positiven 
Schutzgedanken einbezogen werden. 

Die Schutzkonzepte entfalten seit ihrer verpflichtenden Einführung 
zunehmend ihre Wirksamkeit an den . Schulen - sowohl bei der 
Verhinderung von und im Umgang mit sexualisierter Gewalt 
beziehungsweise Distanzunterschreitungen durch Lehrkräfte sowie 
innerhalb von Peergroups. Sie helfen allen am Schulleben Beteiligten, ihr 
eigenes Verhalten zu hinterfragen und geben Hilfestellungen für 
adäquate Verhaltensweisen . 
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